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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3483/88 DES RATES
vom 7 . November 1988

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2241/87 zur Festlegung bestimmter
Maßnahmen zur Kontrolle der Fischereitätigkeit

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 170/83 des Rates
vom 25. Januar 1983 zur Einführung einer gemeinschaft­
lichen Regelung für die Erhaltung und Bewirtschaftung
der Fischereiressourcen ('), zuletzt geändert durch die
Akte über den Beitritt Spaniens und Portugal, insbeson­
dere auf Artikel 11 ,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Anwendung der
Regeln für die Erhaltung der Fischereiressourcen durch
eine Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten zur Verhütung der Uberfischung verstärkt
werden sollte.

Es ist vorzusehen, daß die Mitgliedstaaten auf Antrag
raschere und eingehendere Angaben über die Anlan­
dungen ihrer Fischereifahrzeuge in einem anderen
Mitgliedstaat erhalten.

Gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
170/83 legen die Mitgliedstaaten die Einzelheiten für die
Nutzung der ihnen zugeteilten Quoten fest. Mit Artikel
15 der Verordnung (EWG) Nr. 2241 /87 (2) wird anerkannt,
daß die Mitgliedstaaten einzelstaatliche Kontrollbestim­
mungen vorsehen können, die über die Mindestanforde­
rungen der Verordnung hinausgehen.
Diese Einzelheiten und einzelstaatlichen Maßnahmen
können Bestimmungen umfassen, nach denen ein
bestimmter Bestand nur von Lizenzinhabern befischt
werden darf und nach denen ein Fischereifahrzeug, das
gegen eine Erhaltungsmaßnahme verstoßen hat, bei der
Anlandung außerhalb des Registrierungsmitgliedstaats
eine Bescheinigung dieses Mitgliedstaats mitführt, daß
dieser das Fahrzeug kürzlich kontrolliert hat.

Unter bestimmten Voraussetzungen sollte es einem
Fischereifahrzeug ohne Lizenz bzw. ohne die erforder­
liche Bescheinigung untersagt sein, Fisch anzulanden.
Verstöße gegen dieses Verbot müßten durch den
Mitgliedstaat, in dem die Anlandung erfolgt, wirkungsvoll
geahndet werden. In bestimmten Fällen söllte es jedoch
möglich sein , daß der Registrierungsmitgliedstaat anstelle
des Anlandungs- oder Umladungsmitgliedstaats den
Verstoß wirkungsvoll ahndet.
Ahndet ein Mitgliedstaat die genannten Verstöße nicht
wirkungsvoll , so wird dadurch die Fähigkeit des Registrie­

rungsmitgliedstaats beeinträchtigt, die Einhaltung der
Regelung für die Erhaltung und Bewirtschaftung der
Fischereiressourcen zu gewährleisten . Daher muß vorge­
sehen werden, daß die Fangmöglichkeiten des Mitglied­
staats, in dem die Anlandung erfolgt, entsprechend verrin­
gert werden, wenn er die Verstöße nicht wirkungsvoll
ahndet. Dies sollte auch in Fällen gelten, in denen ein
Mitgliedstaat Anlandungen von Fängen aus einer Quote,
deren Befischung von der Kommission verboten worden
ist, nicht wirkungsvoll geahndet hat.

Die Verordnung (EWG) Nr. 2241 /87 ist entsprechend zu
ändern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 2241 /87 wird wie folgt geän­
dert :

1 . Folgender Artikel wird eingefügt :
„Artikel 9a

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 9 übermitteln die
Mitgliedstaaten auf Antrag eines Mitgliedstaats
Angaben über in ihren Häfen oder Gewässern erfol­
gende Anlandungen oder Umladungen von Fischen
eines Bestandes oder einer Bestandsgruppe, die unter
eine dem Antragsmitgliedstaat zugeteilte Quote fallen,
durch Fischereifahrzeuge, welche die Flagge des
Antragsmitgliedstaats führen oder dort registriert sind.
Die Angaben umfassen den Namen sowie die äußeren
Kennbuchstaben und -Ziffern des betreffenden Fahr­
zeugs, die von diesem angelandete oder umgeladene
Menge des betreffenden Bestandes bzw. der betref­
fenden Bestandsgruppe sowie Zeitpunkt und Ort der
Anlandung oder Umladung.
Die Angaben werden innerhalb von vier Werktagen
nach der Anlandung oder Umladung oder binnen
einer vom Antragsmitgliedstaat festgesetzten längeren
Frist übermittelt.

(2) Der Registrierungsmitgliedstaat unterrichtet die
Kommission über Anträge nach Absatz 1 . Der Anlan­
dungs- oder Umladungsmitgliedstaat übermittelt der
Kommission eine Abschrift der Angaben zu dem
gleichen Zeitpunkt, zu dem er die Angaben dem Regi­
strierungsmitgliedstaat mitteilt."

2. Die folgenden Artikel werden eingefügt :
„Artikel IIa

( 1 ) Dieser Artikel gilt für Fischereitätigkeiten durch
Fahrzeuge, welche die Flagge eines Mitgliedstaats
führen oder dort registriert sind, im Rahmen einer

(') ABl . Nr. L 24 vom 27. 1 . 1983, S. 1 .
(2) ABl . Nr: L 207 vom 27. 7. 1987, S. 1 .
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diesem Mitgliedstaat zugeteilten Quote, wenn der
Mitgliedstaat diese Fischereitätigkeiten gemäß Artikel
5 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 170/83 von
einer Lizenzregelung abhängig macht und
i) die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten
über die betreffende Quote unterrichtet,

ii) der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten
unmittelbar nach Erteilung einer Lizenz den
Namen und die äußeren Kennbuchstaben und
-Ziffern des lizenzführenden Fahrzeugs mitteilt und

iii) die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten
unverzüglich über den Entzug oder die Aussetzung
einer solchen Lizenz unterrichtet.

(2) Fisch der betreffenden Quote darf nur gefangen,
an Bord bekalten, umgeladen oder angelandet werden,
wenn dem Fahrzeug für den Fang aus dieser Quote
eine Lizenz erteilt worden ist, die nicht entzogen oder
ausgesetzt worden ist.

Artikel 11 Absatz 3 Unterabsatz 3 , Artikel IIa oder
Artikel IIb fest, so leiten sie gemäß Artikel 1 Absatz 2
gegen den betreffenden Schiffsführer oder gegen jede
andere verantwortliche Person ein Straf- oder Verwalk
tungsverfahren ein, das für die Verantwortlichen
gemäß den einschlägigen einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften zum effektiven Verlust des wirtschaftlichen
Gewinns aus dem Verstoß oder zu jedem anderen der
Schwere des Verstoßes entsprechenden Ergebnis
führen kann, das eine wirksame Abschreckung von
späteren gleichartigen Verstößen darstellt.

Unterabsatz 1 steht der Möglichkeit nicht entgegen,
daß der Anlandungs- oder Umladungsmitgliedstaat die
Verfolgung eines Verstoßes im Sinne des Unterabsatzes
1 auf die zuständigen Behörden des Registrierungsmit­
gliedstaats überträgt, sofern dieser damit einverstanden
ist und sofern sich hierdurch das angestrebte Ergebnis
eher erreichen läßt. Der Anlandungs- oder Umla­
dungsmitgliedstaat teilt der Kommission eine solche
Übertragung jeweils mit.

(2) Ist der Anlandungs- oder Umladungsmitglied­
staat nicht der Registrierungsmitgliedstaat und wird
von seinen zuständigen Stellen nicht gemäß Absatz 1
ein Straf- oder Verwaltungsverfahren angestrengt oder
die Verfolgung ' übertragen, so kann die Anlandung
oder Umladung auf die Quote des ersteren Mitglied­
staats angerechnet werden.

Die auf die Quote dieses Mitgliedstaats anzurech­
nenden Fischmengen werden nach dem Verfahren des
Artikels 14 der Verordnung (EWG) Nr. 170/83 festge­
legt, und zwar nach Anhörung der beiden betroffenen
Mitgliedstaaten durch die Kommission und bei
Verstößen gegen Artikel IIa oder Artikel IIb auf
Antrag des Registrierungsmitgliedstaats.

Verbleibt dem Anlandungs- und Umladungsmitglied­
staat keine nennenswerte Quote mehr, so findet
Artikel 1 1 Absatz 4 entsprechend Anwendung, als
wenn es sich bei der Menge der verbotenen Anlan­
dung oder Umladung um die Menge handeln würde,
für welche dem Registrierungsmitgliedstaat ein
Schaden entstanden ist.

Artikel IIb

( 1 ) Hat die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats
festgestellt, daß ein Fischereifahrzeug, das die Flagge
dieses Mitgliedstaats führt oder dort registriert ist,
gegen Regeln für die Erhaltung oder Kontrollbestim­
mungen verstoßen hat, welche die Gemeinschaft oder
der Mitgliedstaat gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verord­
nung (EWG) Nr. 170/83 oder Artikel 15 der „vorlie­
genden Verordnung erlassen hat, so kann der Mitglied­
staat für das betreffende Fahrzeug eine zusätzliche
Kontrollmaßnahme vorsehen, nach der Fänge aus
einem Bestand oder einer Bestandsgruppe, die einer
diesem Mitgliedstaat zugeteilten Quote unterliegen, in
einem Hafen oder den Gewässern eines anderen
Mitgliedstaats oder eines Drittlandes während
höchstens eines Jahres ab Feststellung des Verstoßes
nur angelandet oder umgeladen werden dürfen, wenn
das Fahrzeug ein vom Registrierungsmitgliedstaat
beglaubigtes Dokument an Bord hat, aus dem hervor­
geht, daß letzterer das Fahrzeug innerhalb der letzten
zwei Monate kontrolliert hat.

Der Registrierungsmitgliedstaat teilt der Kommission
und den anderen Mitgliedstaaten den Namen und die
äußeren Kennbuchstaben und -Ziffern des Fahrzeugs,
das der zusätzlichen Kontrollmaßnahme unterworfen
wurde, und die betreffende Quote mit.

(2) Ein Fischereifahrzeug, das der zusätzlichen
Kontrollmaßnahme gemäß Absatz 1 unterworfen wird,
darf Fänge, die der betreffenden Quote unterliegen,
nur dann in einem Hafen oder den Gewässern eines
anderen Mitgliedstaats als des Registrierungsmitglied­
staats oder eines Drittlandes anlanden oder umladen,
wenn sich das beglaubigte Dokument nach Absatz 1
Unterabsatz 1 an Bord des Fahrzeugs befindet.

Artikel IIa

Falls erforderlich, werden Durchführungsbestim­
mungen zu der! Artikeln 9a, IIa, IIb und 11c nach
dem Verfahren des Artikels 14 der Verordnung (EWG)
Nr. 170/83 erlassen."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Sie gilt ab 1 . Januar 1989 .

Artikel 11c

( 1 ) Stellen die zuständigen Stellen des Anlandungs­
oder Umladungsmitgliedstaats einen Verstoß gegen
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 7. November 1988 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. ROUMELIOTIS


